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   Die Bürgermeisterin Windeck-Rosbach, den 05.06.2019 
der Gemeinde Windeck 
   -1 / 1024 – 12 – 
 
 
An alle 
Mitglieder des Rates der Gemeinde Windeck 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zu der am 
 

Dienstag, dem 18.06.2019, 13:50 Uhr, 
in der Aula der Gesamtschule, Windeck-Rosbach 

 
stattfindenden Sitzung des Rates der Gemeinde Windeck werden Sie hiermit einge-
laden. 
 
 
Sitzungsablauf: 
 
13.50 Uhr 1. öffentlicher Teil 

 
14.00 Uhr 1. nicht öffentlicher Teil 

 
          ca. 17.30 Uhr – 19.30 Uhr  Sitzungspause 

 
19.30  Uhr 2. öffentlicher Teil 
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Tagesordnung: 

A Öffentlicher Teil 
 
 

 1   Genehmigung der letzten Niederschrift 
Vorlage: VO/2296/2019 

  
 

B Nicht öffentlicher Teil 
 
 

 1   Vorstellung Bewerber/innen Beigeordnete/r 
Vorlage: VO/2294/2019 
 

  
A Öffentlicher Teil 
 
 

 2   Fragen von Einwohnern 
  
 3   Interkommunale Zusammenarbeit bei der Durchführung von Archivaufgaben 

Vorlage: VO/2262/2019 
  
 4   Ermächtigungsübertragungen von 2018 nach 2019 gem. § 22 Abs. 4 GemHVO 

Vorlage: VO/2291/2019 
  
 5   Änderung der Ordnungsbehördlichen Verordnung über die Aufrechterhaltung der 

öffentlichen Sicherheit und Ordnung im Gebiet der Gemeinde Windeck (OBVO) 
vom 12.03.2001 
Vorlage: VO/2295/2019 

  
 6   Änderung Stellenplan 2019 

Vorlage: VO/2292/2019 
  
 7   Wahl der/des Beigeordneten 

Vorlage: VO/2261/2019 
  
 8   Bekanntgaben der Verwaltung 
  
 9   Beantwortung von Anfragen 
  
 10   Art der Niederschrift 
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B Nicht öffentlicher Teil 
 
 

 2   Bekanntgaben der Verwaltung 
  
 3   Beantwortung von Anfragen 
  
 4   Art der Niederschrift 
  
 

Mit freundlichen Grüßen 

   gez. Gauß 
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           Beratungsvorlage für Rat bzw. Ausschüsse der Gemeinde Windeck 
 
 
 Vorlage: 
 

VO/2296/2019  Status: öffentlich 

 Beratungsfolge: 

 

Termin Gremium 
 

18.06.2019 Rat der Gemeinde Windeck 
 

 Fachamt: 0 - Zentrale Dienste 

 Ansprechpartner: Kirchner, Heidi 

 
 
Genehmigung der letzten Niederschrift 
 
Beschlussvorschlag:  
 
„Die Niederschriften der Sitzungen des Rates vom 01.04.2019  und vom 29.04.2019 
werden genehmigt.“ 
  
 
 
Sachverhalt: 
Gem. § 2 Abs. 2 Nr. 1 der Geschäftsordnung für den Rat und die Ausschüsse der 
Gemeinde Windeck vom 18.06.2018 ist „Genehmigung der letzten Niederschrift“ als 
Standard-Tagesordnungspunkt aufzunehmen. 
 
 
 
 
  
 
 

Ö  1Ö  1
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           Beratungsvorlage für Rat bzw. Ausschüsse der Gemeinde Windeck 
 
 
 Vorlage: 
 

VO/2262/2019  Status: öffentlich 

 Beratungsfolge: 

 

Termin Gremium 
 

03.06.2019 Haupt- und Finanzausschuss 
18.06.2019 Rat der Gemeinde Windeck 
 

 Fachamt: 0 - Zentrale Dienste 

 Ansprechpartner: Kirchner, Heidi 

 
 
Interkommunale Zusammenarbeit bei der Durchführung von Archivaufgaben 
 
Beschlussvorschlag:  
 
„Der Rat stimmt der als Anlage beigefügten öffentlich-rechtlichen Vereinbarung über 
die interkommunale Zusammenarbeit der Kommunen Eitorf, Lohmar, Much, 
Neunkirchen-Seelscheid, Rösrath, Ruppichteroth und Windeck bei der Durchführung 
von Archivaufgaben zu.“ 
  
 
 
Sachverhalt: 
Die Kommunen Eitorf, Lohmar, Much, Neunkirchen-Seelscheid, Rösrath, 
Ruppichteroth und Windeck möchten zukünftig die Archivaufgaben gemeinsam 
wahrnehmen und streben hierbei eine Vereinheitlichung und Optimierung von 
Arbeitsabläufen an. Dadurch werden Synergieeffekte erwartet, die Kostensenkungen 
und Effizienzsteigerungen ermöglichen. Die Beteiligten versprechen sich von der 
Kooperation einen höheren Grad an Spezialisierung und einen verbesserten Personal- 
und Sachmitteleinsatz, um nutzerfreundliche Archive führen zu können. Dies betrifft 
z.B. die anstehende Digitalisierung des Schriftgutes.  
 
Die Stadt Lohmar stellt das hierzu notwendige Personal und übernimmt die 
Organisation für die Durchführung der Archivaufgaben bei den Beteiligten.  
 
Zu Anfang ist geplant, ein/-e Diplom-Archivar/-in einzustellen. Diese/-r soll sich 
zunächst um die Organisation des Archivs und die Schaffung einheitlicher Standards 
kümmern. 
Hierbei soll er/sie durch vorhandenes Personal in den Kommunen und ggf. weiteren 
noch einzustellenden Fachangestellten für Medien- und Informationsdienste, 
Fachrichtung Archiv sowie durch Auszubildende oder Hilfskräfte unterstützt werden. 
Die Stellenanteile der gemeinsamen Archivarbeit sind von den Bedarfen der jeweiligen 
Kommune abhängig und werden nach der Einarbeitung der Archivarin bzw. des 
Archivars in Absprache mit den Kommunen festgelegt. Dementsprechend erfolgt die 
Kostenbeteiligung. 
 
Situation in Windeck: 
 
Die Gesamtsituation einschließlich der räumlichen Unterbringung des Archivs ist 

Ö  3Ö  3
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ungenügend. Gemeinsam mit der Archivberatungsstelle des Landschaftsverbandes 
Rheinland wurde die Situation beurteilt und derzeit gemeinsam Lösungen erarbeitet. 
Die Archivberatungsstelle machte deutlich, dass die Anforderungen des 
Archivgesetzes an ein kommunales Archiv d.h. die Pflichtaufgabe gem. der § 2 und 10 
des Landesarchivgesetzes Nordrhein-Westfalen (LArchG NRW) nicht erfüllt werden. 
Der Landschaftsverband Rheinland (LVR) befürwortet das Vorhaben einer 
interkommunalen Zusammenarbeit ausdrücklich, u.a. da für die einzelne Kommune es 
immer schwieriger wird Fachpersonal zu gewinnen. Auch die mögliche Spezialisierung 
einzelner Mitarbeiter des Archivs sieht er sehr positiv, z.B. zum Thema Digitalisierung. 
Insbesondere der Gemeinde Windeck wurde im Termin mit dem LVR aufgrund der 
desolaten Gesamtsituation im Archiv nahegelegt, die interkommunale 
Zusammenarbeit  anzunehmen. 
Die dann von der Stadt Lohmar eingestellte Fachkraft wird zwar alleine nicht 
ausreichen, die Situation in Windeck in einen ausreichenden Bereich zu heben, es 
kann damit aber der Aufbau des Archivs fachlich unterstützt und betreut werden. 
Die Unterstützung durch einen/eine Mitarbeiter/in vor Ort, dem/der auch ein 
entsprechendes Stundendeputat zur Verfügung steht ist anzustreben. 
Darüber hinaus muss die räumliche Situation verbessert werden. Hierzu können im 
nächsten Jahr Mittel aus der Regionalen Kulturförderung des LVR als auch aus der 
Archivförderung des LVR-AFZ beantragt werden. Voraussetzung hierfür ist, dass das 
Archiv auch personell so aufgestellt ist, dass Nachhaltigkeit gewährleistet ist. 
 
Grundsätzlich hat der LVR seine fachliche Unterstützung beim Aufbau und Betrieb der 
interkommunalen Zusammenarbeit  angeboten. Die Beantragung von Fördermitteln für 
das Vorhaben ist beabsichtigt.  
 
Kosten für Windeck 
 
Der für Windeck vorgesehene Stellenanteil verursacht Kosten jährlich von rd. 9.747,-- 
€ EUR inkl. Gemeinkosten, ohne Sachkosten. Der Betrag kann im laufenden Jahr  
innerhalb der veranschlagten Personalkosten aufgefangen werden. 
 
Öffentlich-rechtliche Vereinbarung (ÖrV, Anlage 1) 
 
Da das interkommunale Archiv zukünftig weiter ausgebaut werden soll und somit die 
endgültige personelle Ausstattung noch nicht fest steht, beinhaltet die ÖrV keine 
konkreten Angaben  zu den Kosten.  
Die Kostenerstattungen sollen in einer separaten Vereinbarung zwischen den 
Beteiligten geregelt werden. Ein Entwurf der Kostenvereinbarung ist zur Information 
beigefügt (Anlage 2). 
 
Sollte eine Kommune aufgrund fehlender Zustimmung des Rates nicht an der 
interkommunalen Zusammenarbeit teilnehmen, soll dies keine Auswirkungen auf die 
Zusammenarbeit der übrigen Kommunen haben. Die ÖrV und die Kostenbeteiligung 
werden in diesem Fall entsprechend angepasst. Im Entwurf der Kostenvereinbarung 
sind entsprechende Varianten der Kostenverteilungen aufgeführt.   
 
 
 
Anlage/n:  
1- ÖrV-Archiv 
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2-Vereinbarung über die Kostenerstattung Archiv 
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Öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Durchführung 

von Archivaufgaben 
 
 

Zwischen den Kommunen Eitorf, Lohmar,  Much, Neunkirchen-Seelscheid,  Rösrath, 
Ruppichteroth, und Windeck, nachfolgend "die Beteiligten" genannt, wird gemäß 
§§ 1 und 23 ff. des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) vom 
01.10.1979 (GV. NRW. S. 621), in der jeweils gültigen Fassung, folgende mandatie-
rende öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Durchführung von Archivaufgaben ge-
troffen: 
 
 

Präambel 
Die Beteiligten beschließen, die kommunalen Archivaufgaben zukünftig gemeinsam 
wahrzunehmen und streben hierbei eine Vereinheitlichung und Optimierung von Arbeits-
abläufen an. Dadurch werden Synergieeffekte erwartet, die Kostensenkungen und Effi-
zienzsteigerungen ermöglichen. Die Beteiligten versprechen sich von der Kooperation 
einen höheren Grad an Spezialisierung und einen verbesserten Personal- und Sachmit-
teleinsatz um nutzerfreundliche Archive führen zu können.  
 
 

§ 1 
Gegenstand der Vereinbarung 

 
Die Stadt Lohmar verpflichtet sich gemäß § 23 Abs. 2 Satz 2 GkG NRW, die Durchfüh-
rung von Archivaufgaben für die übrigen Beteiligten mandatierend zu übernehmen, so 
dass deren Rechte und Pflichten als Träger der Aufgaben aber unberührt bleiben. 
Die beteiligten Städte und Gemeinden tragen nach dem Gesetz über die Sicherung und 
Nutzung öffentlichen Archivguts im Lande Nordrhein-Westfalen (Archivgesetz Nord-
rhein-Westfalen – ArchivG NRW), in der jeweils gültigen Fassung für ihr Archivgut in ei-
gener Zuständigkeit Sorge, indem sie es insbesondere verwahren, erhalten, erschlie-
ßen und nutzbar machen. Sie erfüllen diese Aufgabe jeweils durch die Errichtung und 
Unterhaltung eigener Archive. 
 
Die Stadt Lohmar stellt das hierzu notwendige Personal und übernimmt die Organisation 
für die Durchführung der Archivaufgaben bei den Beteiligten.  
 
Die durchzuführenden Archivaufgaben werden mit den einzelnen Beteiligten abge-
stimmt. 
 
Die Beteiligten erteilen der Stadt Lohmar hierzu – widerruflich – Vollmacht. 
 
 

§ 2 
Aufgaben 

 
Die Stadt Lohmar stellt nach dem Archivgesetz NRW geeignetes Personal ein und ist 
Dienstherrin. Der Personalbedarf richtet sich nach dem Bedarf in den beteiligten Kom-
munen.  

Ö  3Ö  3
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Personalentscheidungen treffen die beteiligten Kommunen in gemeinsamer Abstimmung. 
Grundsätzlich werden die Entscheidungen mit einfacher Mehrheit getroffen. Die endgül-
tige Entscheidungsbefugnis liegt bei der Stadt Lohmar als verantwortliche Dienstherrin. 
 
Die Beteiligten können durch eigenes Personal die Erfüllung der Archivaufgaben ergän-
zen und unterstützen.  
 
Langfristig soll das interkommunale Archiv aus Diplom Archivaren, Fachangestellten für 
Medien- und Informationsdienste, Fachrichtung Archiv und Hilfskräften bestehen. Die 
Stellenanteile werden unter den Kommunen abgestimmt und können unterschiedlich 
sein.  
 
Die Ausbildung von Nachwuchskräften ist möglich.  
 
Für die Beschäftigten gilt die allgemeine Arbeits- und Dienstzeitregelung der Stadt 
Lohmar. Arbeitsbeginn und Arbeitsende werden durch Zeiterfassung registriert. Eine 
Auswertung der Zeiten wird jeder Kommune zur Verfügung gestellt (Stundennachweis). 
 
Urlaub oder stundenweise Freistellung vom Dienst, sind bei der Stadt Lohmar zu bean-
tragen, die anderen Kommunen sind in geeigneter Weise zu unterrichten. 
 
Das Personal wird von der Stadt Lohmar angewiesen, die Vorschriften der beteiligten 
Kommunen bei ihren Tätigkeiten zu berücksichtigen.  
Die Stadt Lohmar wird das Personal zur Verschwiegenheit auch über alle Angelegenhei-
ten bei den anderen Kommunen verpflichten. 
 
 

§ 3 
Durchführung der Archivaufgaben 

 
Die Aufgaben werden in der jeweiligen Kommune bearbeitet. Administrative, konzeptio-
nelle Tätigkeiten oder Aufgaben, die an einem Standort für alle Kommunen bearbeitet 
werden können, dürfen auch an anderen Orten (mobiles Arbeiten) erledigt werden. 
Die näheren Einzelheiten zu Arbeitsabläufen, organisatorischen Fragen und Einhaltung 
von Sicherheitsstandards werden durch eine besondere Dienstanweisung durch die 
Stadt Lohmar in Abstimmung mit den Beteiligten geregelt.  
 
 

§ 4 
Archivgut/Räumlichkeiten 

 
Das Archivgut verbleibt in den Räumlichkeiten der jeweiligen Kommune.  
Der Betrieb von gemeinsamen Archivräumen ist möglich. Die Archivräume müssen in-
nerhalb der räumlichen Grenzen der Beteiligten liegen. Die vertragliche Gestaltung ge-
meinsamer Archivräume treffen die betroffenen Kommunen separat.  
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§ 5 
Finanzierung/Kostenerstattung 

 
Die Kommunen erstatten der Stadt Lohmar alle Aufwendungen für Ihre jeweils festgeleg-
ten Stellenanteile.  
Die Grundlage hierfür bilden die jeweils aktuellen Werte der Kommunalen Gemein-
schaftsstelle (KGSt-Bericht „Kosten eines Arbeitsplatzes 2018/2019). Auf dieser Basis 
findet jährlich, sofern sich die Sätze ändern, eine Neukalkulation der Aufwendungspau-
schale statt. Es werden die Personal- und Gemeinkosten berücksichtigt. Da jede Kom-
mune einen Arbeitsplatz vorhalten muss, werden Sachkosten nicht berücksichtigt.  
 
Für Fortbildungen werden ein Prozent der Personalaufwendungen angesetzt. Abwei-
chungen hiervon sind möglich, bedürfen jedoch der Absprache zwischen den Kommu-
nen. Kann eine einheitliche Entscheidung nicht herbeigeführt werden, entscheidet die 
einfache Mehrheit. Kommt diese nicht zustande, liegt die Entscheidungsbefugnis bei der 
Stadt Lohmar. 
 
Aufwendungen für die Ausbildung von Nachwuchskräften z.B. die Ausbildung von Diplom 
Archivaren oder Fachangestellten für Medien- und Informationsdienste, Fachrichtung Ar-
chiv, werden in Höhe der jeweiligen Stellenanteile der Kommunen an die Stadt Lohmar 
erstattet.  
 
Aufwendungen für Anschaffungen und Maßnahmen die den gesamten Verbund betref-
fen, werden in Höhe der jeweiligen Stellenanteile je Kommune der kostentragenden Kom-
mune erstattet.  
 
Die Einzelheiten der Erstattung der Aufwendungen treffen die Kommunen in einer geson-
derten Vereinbarung.  
 
 

§ 6 
Haftung 

 
Im Außenverhältnis haften die beteiligten Kommunen, als Träger der Rechte und Pflich-
ten der Archivaufgaben, nach den gesetzlichen Grundlagen. 
Im Innenverhältnis haftet die Stadt Lohmar gegenüber den Kommunen für schuldhaftes 
Handeln (Vorsatz und Fahrlässigkeit) im Rahmen der gesetzlichen Regelungen nach 
Maßgabe der Vorschriften über den öffentlich-rechtlichen Vertrag. 
 
 

§ 7 
Dauer/Kündigung 

 
Die Vereinbarung gilt auf unbestimmte Zeit geschlossen. Sie kann von allen Vertragspar-
teien innerhalb einer Kündigungsfrist von 12 Monaten zum Ende eines Kalenderjahres 
gekündigt werden. Die Kündigung bedarf der Schriftform. Sie ist in einfacher Ausfertigung 
an jede Vertragspartei zu richten. 
 
Die Kündigung einer Vertragspartei berührt nicht die Wirksamkeit dieser Vereinbarung 
für die übrigen Vertragsparteien.  
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§ 8 
Änderungen 

 
Änderungen dieser öffentlich-rechtlichen Vereinbarung bedürfen der Schriftform und der 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde gemäß § 24 GkG. Mündliche Nebenabreden wurden 
nicht getroffen. 
 
 

§ 9 
Salvatorische Klausel 

 
Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung unwirksam oder undurchführbar sein, oder 
werden, so bleiben die übrigen Bestimmungen davon unberührt. Die Vertragsparteien 
werden in diesem Fall die entsprechende Regelung durch eine Vereinbarung ersetzen, 
die dem Zweck dieser Vereinbarung entspricht und von Beginn der Unwirksamkeit bzw. 
Undurchführbarkeit an gilt. 
 
 

§ 10 Inkrafttreten 
 
Diese Vereinbarung tritt nach Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde gemäß 
§ 24 GkG am Tage nach der Bekanntmachung im Amtsblatt des Rhein-Sieg-Kreises, in 
Kraft. 
 
 
 
für die Gemeinde Eitorf     für die Gemeinde Much 
 
___________________________   _________________________ 
Bürgermeister Dr. Rüdiger Storch   Bürgermeister Norbert Büscher 
 
 
für die Gemeinde Neunkirchen-Seelscheid  für die Stadt Rösrath 
 
     ___   __________________________ 
Bürgermeisterin Nicole Sander    Bürgermeister Markus Mombauer 
 
 
für die Gemeinde Ruppichteroth   für die Gemeinde Windeck 
 
              
Bürgermeister Mario Loskill    Bürgermeisterin Alexandra Gauß 
 
 
für die Stadt Lohmar 
 
      
Bürgermeister Horst Krybus  
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Vereinbarung über die Erstattung der Aufwendungen der Stadt Lohmar zu 
§ 5 der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung über die Durchführung von 

Archivaufgaben 
 

1. Beteiligte Kommunen 
 

 Gemeinde Eitorf 

 Stadt Lohmar 

 Gemeinde Much 

 Gemeinde Neunkirchen-Seelscheid 

 Stadt Rösrath 

 Gemeinde Ruppichteroth 

 Gemeinde Windeck 
 

 
2. Grundlagen 
 
Grundlage für die Kostenerstattung ist die öffentlich-rechtliche Vereinbarung über 
die Durchführung von Archivaufgaben vom xxxxxx. 
 
 
3. Personalaufwand nach den Empfehlungen der KGSt, Stand 04/2019 
 
Diplom Archivar/-in, Entgeltgruppe 11, mit 39 Wochenstunden  73.100 €  
 
Gemeinkosten 20 % der Personalaufwendungen     14.620 € 
 
Gesamtkosten         87.720 € 
 

 
4. Personalschlüssel und Kostenaufteilung je Kommune 

 

Kommune Stellenanteil Kostenanteil 

Stadt Lohmar 0,22 19.493 € 

Gemeinde Eitorf 0,11 9.747 € 

Gemeinde Much 0,11 9.747 € 

Gemeinde Ruppichteroth 0,11 9.747 € 

Gemeinde Windeck 0,11 9.747 € 

Stadt Rösrath 0,22 19.493 € 

Gemeinde Neunkirchen-Seelscheid 0,11 9.747 € 

 
Nur 6 Kommunen 

Kommune Stellenanteil Kostenanteil 

Stadt Lohmar 0,250 21.930 € 

Kommune 2 0,125 10.965 € 

Kommune 3 0,125 10.965 € 

Kommune 4 0,125 10.965 € 

Kommune 5 0,125 10.965 € 

Kommune 6 0,250 21.930 € 

 

Ö  3Ö  3
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5. Aus- und Fortbildungskosten sowie Reisekosten  
 

Die tatsächlichen Aus- und Fortbildungskosten sowie die Reisekosten werden im 
Folgejahr in Rechnung gestellt.  
 
Die nach dem Landesreisekostengesetz NRW zu erstattenden Beträge sind von 
der Kommune zu tragen, für die sie entstanden sind. 

 
 

6. Zahlungsmodalitäten  
 
Es erfolgt eine jährliche Rechnungsstellung. 

 
 

7. Gültigkeit 
 

Diese Vereinbarung über die Berechnung der auszugleichenden Aufwendungen 
beginnt in Abhängigkeit der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung ab Einstellung 
des jeweiligen Personals und endet mit Ausscheiden des Personals.  
 
Sie gilt im Übrigen in Abhängigkeit von der Dauer der öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarung über die Durchführung von Archivaufgaben vom xxxxxx. 

 
Die Vereinbarung tritt nach Eingang eines unterschriebenen Exemplars je 
Kommune bei der Stadt Lohmar in Kraft.  
 
 
 

 
Ort, Datum, Unterschrift 
 
 
____________________ 
Der/die Bürgermeister/-in 
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           Beratungsvorlage für Rat bzw. Ausschüsse der Gemeinde Windeck 
 
 
 Vorlage: 
 

VO/2291/2019  Status: öffentlich 

 Beratungsfolge: 

 

Termin Gremium 
 

18.06.2019 Rat der Gemeinde Windeck 
 

 Fachamt: 1 - Finanzwesen 

 Ansprechpartner: Sonntag, Petra 

 
 
 
 
Beschlussvorschlag:  
 
„Der Rat der Gemeinde Windeck nimmt die aufgeführten 
Ermächtigungsübertragungen von 2018 nach 2019 gem. § 22 Abs. 4 GemHVO 
zur Kenntnis.“ 
 
  
 
 
Sachverhalt: 
Gemäß § 22 GemHVO sind Ermächtigungen für Aufwendungen und Auszahlungen 
übertragbar. Werden sie übertragen, erhöhen sie die entsprechenden Positionen im 
Haushaltsplan des folgenden Jahres.  
Nach § 22 Abs. 4 GemHVO ist dem Rat eine Übersicht der Übertragungen mit Angabe 
der Auswirkungen auf den Ergebnisplan und den Finanzplan des Folgejahres 
vorzulegen. Wie bereits in den vorangegangenen Jahren wurden 
Ermächtigungsübertragungen lediglich im Bereich der Auszahlungen für Investitionen 
gebildet. Darüber hinaus wurde im Hinblick auf die finanzielle Situation der Gemeinde 
Windeck (Stärkungspakt) bei der Bildung sehr restriktiv vorgegangen. Bei allen 
Investitionen handelt es sich um Fortsetzungsmaßnahmen, für die keine 
Neuveranschlagung im Haushalt 2019 vorgenommen wurde bzw. bei den beweglichen 
Anlagegütern erfolgte die Bestellung bereits in 2018. 
 
Für folgende Investitionen werden Ermächtigungsübertragungen gebildet:  
 

Lfd. 
Nr.  

Inv.-Nr.  Bezeichnung KTR KST Betrag 

1 A/E-16-004 Neubau Kindergarten Dattenfeld 11310 4351 1.416.746,30 € 

2 A/E-17-002 Neubau Kindergarten Obernau 11310 4364 966.229,81 € 

3 FBW-2018 Festwertbeschaffungen Bauhof 11410 4601 2.500,00 € 

4 A-19-007 Beschaffung MTF Löschzug Herchen  12210 2115 76.000,00 € 

5 A-17-011 Erweiterung Feuerwehrgerätehaus 
Herchen entspr. Brandschutzbedarfsplan 

12210 4322 200.000,00 € 

6 FBW-2018 Festwert Grundschule Dattenfeld-
Herchen 

21110 3131 4.000,00 € 

7 FBW-2018 Festwert Grundschule Leuscheid 21110 3133 5.000,00 € 

8 FBW-2018 Festwert Grundschule Rosbach 21110 3134 18.000,00 € 

Ö  4Ö  4
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09 FBW-2018 Festwert Grundschule Schladern 21110 3135 16.000,00 € 

10 FBW-2018 Festwert Gesamtschule 21150 3138 25.000,00 € 

11 A-12-009 Einrichtung Fachräume Gesamtschule 21150 3138 25.000,00 € 

12 A/E-16-006 Einrichtung Kita Dattenfeld 36110 3102 72.000,00 € 

13 A/E-17-003 Einrichtung Kita Obernau 36110 3118 108.521,96 € 

14 A-15-014 Gewerbegebiet LEuscheid  51110 4101 100.000,00 € 

15 A-15-013 Gründungskosten Energie-GmbH 53110 0311 40.000,00 € 

16 A/E-15-009 IKEHK Windeck Waldbröl 54110 0351 1.655.470,01 € 

17 A-13-011 Laurentiusstraße 54110 4211 440.400,00 € 

18 A/E-18-004 Bungerts Weiher 54110 4211 86.000,00 € 

19 A-16-002 Erweiterung P+R Bahnhof Herchen 54110 4219 341.468,85 € 

20 FBW-2018 Festwerte Straßenbeschilderung 54110 4221 3.500,00 € 

21 FBW-2018 Festwerte Schutzplanken 54110 4222 20.000,00 € 

22 A-18-002 Silo-Streuautomat 54140 4601 33.000,00 € 

Gesamtsumme  5.654.836,93 € 

 

Die Übertragungen haben folgende Auswirkungen: 
 
Entsprechend der Höhe der Ermächtigungsübertragungen für Auszahlungen 
(5.654.836,93 €) erhöht sich im Umfang der Inanspruchnahme die Position 30 des 
Gesamtfinanzhaushaltes (Auszahlungen aus Investitionstätigkeit). Sofern die Deckung 
dieser Auszahlungen bereits im Vorjahr erfolgte verringert sich in gleicher Höhe der 
Bestand der liquiden Mittel. Auswirkungen auf den Ergebnisplan ergeben sich nicht.  
 
Alle o. a. Investitionsauszahlungen können durch zweckgebundene Zuweisungen, 
investive Pauschalzuweisungen bzw. Beitragszahlungen finanziert werden.  
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           Beratungsvorlage für Rat bzw. Ausschüsse der Gemeinde Windeck 
 
 
 Vorlage: 
 

VO/2295/2019  Status: öffentlich 

 Beratungsfolge: 

 

Termin Gremium 
 

18.06.2019 Rat der Gemeinde Windeck 
 

 Fachamt: 2 - Ordnung, Bürgerbüro, Personenstandswesen 

 Ansprechpartner: Knöbel, Sebastian 

 
 
Änderung der Ordnungsbehördlichen Verordnung über die Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung im Gebiet der Gemeinde Windeck 
(OBVO) vom 12.03.2001 
 
Beschlussvorschlag:  
 
 
 Der Rat der Gemeinde Windeck beschließt folgende Änderung der 
Ordnungsbehördlichen Verordnung: 
 

Ordnungsbehördliche Verordnung 
über die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung im Gebiet 

der Gemeinde Windeck vom 12.03.2001 

 
Aufgrund der §§ 27 Abs. 1, Abs. 4 Satz 1; 31 des Gesetzes über Aufbau und 
Befugnisse der Ordnungsbehörden – Ordnungsbehördengesetz (OBG) – in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 13.05.1980 (GV NW S. 528 / SGV NW 2060) 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.12.1994 (GV NW S. 1115) und des § 5 Abs. 1 des 
Gesetzes zum Schutz vor Luftverunreinigungen, Geräuschen und ähnlichen 
Umwelteinwirkungen - Landes-Immissionsschutzgesetz (LImSchG) - in der Fassung vom 
18.3.1975 (GV NW S. 232 / SGV NW 7129), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

15.12.1993 (GV NW S. 987) wird von der Gemeinde Windeck als örtliche 
Ordnungsbehörde gem. Ratsbeschluss vom 18.06.2019 folgende Änderung der 
Ordnungsbehördlichen Verordnung erlassen:  

 
 

§ 1 
Begriffsbestimmungen  

 
(1) Verkehrsflächen im Sinne dieser Verordnung sind alle dem öffentlichen Verkehr 

dienenden Flächen ohne Rücksicht auf die Eigentumsverhältnisse.  
Zu den Verkehrsflächen gehören insbesondere Straßen, Fahrbahnen, Wege, 
Gehwege, Radwege, Bürgersteige, Plätze, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, 
Böschungen, Rinnen und Gräben, Brücken, Unterführungen, Treppen und Rampen 
vor der Straßenfront der Häuser, soweit sie nicht eingefriedet sind.  

(2) Anlagen im Sinne dieser Verordnung sind ohne Rücksicht auf die 
Eigentumsverhältnisse insbesondere alle der Allgemeinheit zur Nutzung zur 
Verfügung stehenden oder bestimmungsgemäß zugänglichen  
1. Grün-, Erholungs-, Spiel- und Sportflächen, Waldungen, Gärten, Friedhöfe sowie 

Ö  5Ö  5
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die Ufer und Böschungen von Gewässern;  
2. Ruhebänke, Toiletten-, Kinderspiel- und Sporteinrichtungen, 
Fernsprecheinrichtungen, Wetterschutz- und ähnliche Einrichtungen;  

3. Denkmäler und unter Denkmalschutz stehende Baulichkeiten, Kunstgegenstände, 
Standbilder, Plastiken, Anschlagtafeln, Beleuchtungs-, Versorgungs-, 
Kanalisations-, Entwässerungs-, Katastrophenschutz- und 
Baustelleneinrichtungen sowie Verkehrsschilder, Hinweiszeichen und 
Lichtzeichenanlagen.  

 
§ 2 

Allgemeine Verhaltenspflicht 
 

(1) Auf Verkehrsflächen und in Anlagen hat sich jeder so zu verhalten, dass andere nicht 
gefährdet, geschädigt oder mehr als nach den Umständen unvermeidbar behindert 
werden. Die Benutzung der Verkehrsflächen und Anlagen darf nicht vereitelt oder 
beschränkt werden.  

(2) Absatz 1 findet nur insoweit Anwendung, als die darin enthaltenen 
Verhaltenspflichten und Benutzungsgebote nicht der Regelung des Verkehrs im 
Sinne der Straßenverkehrsordnung auf Verkehrsflächen und in Anlagen dienen. 
Insoweit ist § 1 Abs. 2 StVO einschlägig.  

 
§ 3  

Schutz der Verkehrsflächen und Anlagen 
  

(1) Die Anlagen und Verkehrsflächen sind schonend zu behandeln. Sie dürfen nur ihrer 
Zweckbestimmung entsprechend genutzt werden. Vorübergehende 
Nutzungseinschränkungen auf Hinweistafeln sind zu beachten.  

(2) Es ist insbesondere untersagt  
1. in den Anlagen und auf Verkehrsflächen unbefugt Sträucher und Pflanzen aus 

dem Boden zu entfernen, zu beschädigen oder Teile davon abzuschneiden, 
abzubrechen, umzuknicken oder sonst wie zu verändern;  

2. in den Anlagen und auf Verkehrsflächen unbefugt Bänke, Tische, Einfriedungen, 
Spielgeräte, Verkehrszeichen, Straßen- und Hinweisschilder und andere 
Einrichtungen zu entfernen, zu versetzen, zu beschädigen oder anders als 
bestimmungsgemäß zu nutzen;  

1. in den Anlagen zu übernachten;  
 

4. in den Anlagen und auf Verkehrsflächen, insbesondere auf Grünflächen, 
Gegenstände abzustellen oder Materialien zu lagern.  

5. die Anlagen zu befahren; dies gilt nicht für Unterhalts- und Notstandsarbeiten 
sowie für das Befahren mit Sonderfahrzeugen und Fortbewegungsmitteln 
wie Krankenfahrstühle, sofern Personen nicht behindert werden.  

6. Sperrvorrichtungen und Beleuchtungen zur Sicherung von Verkehrsflächen und 
Anlagen unbefugt zu beseitigen, zu beschädigen oder zu verändern sowie 
Sperrvorrichtungen zu überwinden;  

7. Hydranten, Straßenrinnen und Einflussöffnungen oder Straßenkanäle zu 
verdecken oder ihre Gebrauchsfähigkeit sonst wie zu beeinträchtigen;  

8. gewerbliche Betätigungen, die einer Erlaubnis nach § 55 Abs. 2 GewO 
bedürfen, vor öffentlichen Gebäuden, insbesondere Kirchen, Schulen und 
Friedhöfen im Einzugsbereich von Ein- und Ausgängen auszuüben. Die 
Vorschriften des Straßen- und Wegegesetzes Nordrhein-Westfalen und die 
aufgrund dieses Gesetzes ergangenen Satzungen bleiben hiervon unberührt.  

 
(3) Die Inanspruchnahme von Verkehrsflächen, insbesondere für die Ver- und 
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Entsorgungsleitungen, bedarf der Genehmigung der Gemeinde. Die Vorschriften des 
dritten Abschnittes des Straßen- und Wegegesetzes Nordrhein-Westfalen bleiben 
unberührt. 

 
§ 4 

Werbung, Wildes Plakatieren  
 

(1) Es ist verboten, auf Verkehrsflächen und in Anlagen - insbesondere an Bäumen, 
Haltestellen und Wartehäuschen, Strom- und Ampelschaltkästen, Lichtmasten, 
Signalanlagen, Verkehrszeichen und sonstigen Verkehrseinrichtungen, an Abfallbehältern 
und Sammelcontainern und an sonstigen für diese Zwecke nicht bestimmten 
Gegenständen und Einrichtungen - sowie an den im Angrenzungsbereich zu den 
Verkehrsflächen und Anlagen gelegenen Einfriedungen, Hauswänden und sonstigen 
Einrichtungen und Gegenständen Flugblätter, Druckschriften, Handzettel, 
Geschäftsempfehlungen, Veranstaltungshinweise und sonstiges Werbematerial 
anzubringen, zu verteilen oder zugelassene Werbeflächen durch überkleben, übermalen 
oder in sonstiger Art und Weise zu überdecken.  
 
(2) Ebenso ist es untersagt, die in Abs. 1 genannten Flächen, Einrichtungen und Anlagen 
zu bemalen, zu besprühen, zu beschriften, zu beschmutzen oder in sonstiger Weise diese 
zu verunstalten.  
 
(3) Das Verbot gilt nicht für von der Gemeinde Windeck genehmigte Nutzungen, für von 
der Gemeinde Windeck konzessionierte Werbeträger sowie für bauaufsichtsrechtlich 
genehmigte Werbeanlagen. Solche Werbeanlagen dürfen jedoch in der äußeren 
Gestaltung nicht derart vernachlässigt werden, dass sie verunstaltet wirken. 
 

§ 5  
Tiere  

 
 (1) Wer auf Verkehrsflächen oder in Anlagen Tiere, insbesondere Pferde und Hunde, 

mit sich führt, hat die durch die Tiere verursachten Verunreinigungen unverzüglich 
und schadlos zu beseitigen.  

(2) Wildlebende Katzen und Tauben dürfen nicht gefüttert werden.  
 (3) Von den Regelungen in Absatz 1 und 2 ausgenommen sind Blinde und hochgradig 

Sehbehinderte, die Blindenhunde mit sich führen.  
 

§ 6  
Verunreinigungsverbot  

 
(1) Jede Verunreinigung der Verkehrsflächen und Anlagen ist untersagt. Unzulässig ist 

insbesondere  
 

1. das Wegwerfen und Zurücklassen von Unrat, Lebensmittelresten, Papier, Glas, 
Konservendosen oder sonstiger Verpackungsmaterialien sowie von 
scharfkantigen, spitzen, gleitfähigen oder anderweitig gefährlichen 
Gegenständen;  

2. das Ausschütten jeglicher Schmutz- und Abwässer sowie das Ableiten von 
Regenwasser auf Straßen und Anlagen, wobei die ordnungsgemäße 
Einleitung in die gemeindliche Kanalisation unter Beachtung der 
einschlägigen Vorschriften ausgenommen ist.  

3. das Reinigen von Fahrzeugen, Gefäßen u.a. Gegenständen, es sei denn, es 
erfolgt mit klarem Wasser. Zusätze von Reinigungsmitteln sind nicht erlaubt. 
Motor- und Unterbodenwäsche oder sonstige Reinigungen, bei denen Öl, 

20



    

Altöl, Benzin o.ä. Stoffe in das öffentliche Kanalnetz oder in das Grundwasser 
gelangen können, sind verboten.  

4. das Ablassen und die Einleitung von Öl, Altöl, Benzin, Benzol oder sonstigen                            
flüssigen, schlammigen und/oder feuergefährlichen Stoffen auf die Straße oder in 
die Kanalisation. Gleiches gilt für das Ab- oder Einlassen von Säuren, 
säurehaltigen oder giftigen Flüssigkeiten. Falls derartige Stoffe durch Unfall oder 
aus einem anderen Grunde auslaufen, hat der Verursacher alle erforderlichen 
Maßnahmen zu ergreifen, um ein Eindringen dieser Stoffe in das Grundwasser 
oder in die Kanalisation zu verhindern. Dem Ordnungsamt - außerhalb der 
Dienststunden der Polizei - ist zudem sofort Mitteilung zu machen; 
5. der Transport von Flugasche, Flugsand oder ähnlichen Materialien auf offenen 

Lastkraftwagen, sofern diese Stoffe nicht abgedeckt oder in geschlossenen 
Behältnissen verfüllt worden ist.  

(2) Hat jemand öffentliche Verkehrsflächen oder öffentliche Anlagen - auch in Ausübung 
eines Rechts oder einer Befugnis - verunreinigt oder verunreinigen lassen, so muss 
er unverzüglich für die Beseitigung dieses Zustandes sorgen. Insbesondere haben 
diejenigen, die Waren zum sofortigen Verzehr anbieten, Abfallbehälter aufzustellen 
und darüber hinaus in einem Umkreis von 10 m die Rückstände einzusammeln.  

(3) Soweit durch die Verunreinigung der öffentliche Verkehr erschwert wird und daher 
nach § 32 StVO die Straße zu reinigen ist, finden die Abs. 1 und 2 keine 
Anwendung.  

§ 7  
Abfallbehälter / Sammelbehälter  

 
(1) Im Haushalt oder in Gewerbebetrieben angefallener Müll darf nicht in Abfallbehälter 

gefüllt werden, die auf Verkehrsflächen oder in Anlagen aufgestellt sind.  
(2) Das Einbringen von gewerblichem Recyclingmüll in Sammelbehälter, die in Anlagen 

oder auf Verkehrsflächen aufgestellt sind, ist verboten.  
(3) Das Abstellen von Dosen, Glas, Papier, Sperrmüll oder dergleichen neben 

Recyclingcontainern ist verboten.  
(4) Die gefüllten Abfallbehälter dürfen frühestens am Abend vor der Entleerung durch die 

Müllabfuhr bereitgestellt werden. Dabei ist darauf zu achten, dass eine Störung der 
öffentlichen Ordnung ausgeschlossen ist. Nach der Entleerung sind die 
Müllbehälter unverzüglich von der Straße zu entfernen. Es ist verboten, explosive, 
feuergefährliche oder giftige Stoffe in die Abfallbehälter einzufüllen. Die für die 
Sperrgutabfuhr bereitgestellten Gegenstände sind so zu verpacken, dass eine 
Behinderung des Verkehrs und eine Verunreinigung der Straße ausgeschlossen 
ist.  
Nicht von der Sperrgutabfuhr mitgenommene Gegenstände müssen umgehend, 
spätestens jedoch bis zum Einbruch der Dunkelheit, von der Straße entfernt 
werden.  
 

(5) Verunreinigungen durch nicht abgeholte Haushaltsabfälle, sperrige Abfälle, Altstoffe 
und Gartenabfälle sind vom Bereitsteller unverzüglich und schadlos zu beseitigen.  

(6) Soweit durch die Verunreinigung der öffentliche Verkehr erschwert wird und daher     
nach § 32 StVO die Straße zu reinigen ist, finden die Abs. 1 bis 5 keine Anwendung. 

 
§ 8  

Wohnwagen, Zelte und Verkaufswagen  
 

(1) Das Ab- und Aufstellen von Wohnwagen, Zelten und Verkaufswagen in Anlagen ist 
verboten.  

(2) Ausnahmen können generell oder in Einzelfällen gestattet werden, wenn dies dem 
öffentlichen Interesse, z.B. zur Deckung des Freizeitbedarfs der Bevölkerung dient.  
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§ 9  

Kinderspielplätze  
 

(1) Kinderspielplätze dienen nur der Benutzung durch Kinder bis 14 Jahre, soweit nicht 
durch Schilder eine andere Altersgrenze festgelegt ist.  

(2) Andere Aktivitäten, insbesondere Skateboardfahren und Fahren mit Inlineskatern, 
sowie Ballspiele jeglicher Art sind auf den Kinderspielplätzen verboten, es sei 
denn, dass hierfür besondere Flächen ausgewiesen sind.  

(3) Der Aufenthalt auf den Kinderspielplätzen ist nur tagsüber bis zum Einbruch der 
Dunkelheit erlaubt.  

(4) Auf Kinderspielplätzen dürfen Tiere nicht mitgeführt werden.  
 

§ 10  
Hausnummern  

 
(1) Jedes Haus ist vom Eigentümer oder Nutzungsberechtigten auf eigene Kosten mit 

der dem Grundstück zugeteilten Hausnummer zu versehen; die Hausnummer 
muss von der Straße erkennbar sein und lesbar erhalten werden.  

(2) Die Hausnummer ist unmittelbar neben dem Haupteingang deutlich sichtbar 
anzubringen. Liegt der Haupteingang nicht an der Straßenseite, so ist sie an der 
zur Straße gelegenen Hauswand oder Einfriedung des Grundstücks, und zwar an 
der dem Haupteingang zunächst liegenden Hauswand anzubringen. Ist ein 
Vorgarten vorhanden, der das Wohngebäude zur Straße hin verdeckt oder die 
Hausnummer nicht erkennen lässt, so ist sie an der Einfriedung neben dem 
Eingangstor bzw. der Eingangstür zu befestigen, ggfls. separat anzubringen.  

(3) Bei Umnummerierungen muss das bisherige Hausnummernschild während einer 
Übergangszeit von einem Jahr - ggfls. provisorisch - weiter geführt werden. Es ist mit roter 
Farbe so durchzustreichen, dass die alte Nummer noch deutlich lesbar bleibt. 
 

§ 11  
Öffentliche Hinweisschilder  

 
(1) Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigte, sonstige dingliche Berechtigte, 

Nießbraucher und Besitzer müssen dulden, dass Zeichen, Aufschriften und 
sonstige Einrichtungen, wie beispielsweise Straßenschilder, Hinweisschilder für 
Gas-, Elektrizitäts-, Wasserleitungen und andere öffentliche Einrichtungen, 
Vermessungszeichen und Feuermelder, an den Gebäuden und Einfriedungen oder  
sonst wie auf den Grundstücken angebracht, verändert oder ausgebessert werden,  
wenn dies zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit erforderlich ist. Der 
Betroffene ist vorher zu benachrichtigen.  

 
(2) Es ist untersagt die in Absatz 1 genannten Zeichen, Aufschriften und sonstigen 

Einrichtungen zu beseitigen, zu verändern oder zu verdecken.  
 

§ 12  
Fäkalien-, Dung- und Klärschlammabfuhr  

 
(1) Die Reinigung und Entleerung der Grundstücksentwässerungsanlagen, der 
Abortanlagen, der Schlammfänger für Wirtschaftsabwässer, der Dunggruben sowie aller 
anderen Gruben, die gesundheitsschädliche oder übelriechende Stoffe aufnehmen, ist 
unter Beachtung der Vorschriften des Landesimmissionsschutzgesetzes Nordrhein-
Westfalen so vorzunehmen, dass schädliche Umwelteinwirkungen vermieden werden, 
soweit dies nach den Umständen des Einzelfalls möglich und zumutbar ist.  
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(2) Übelriechende und ekelerregende Fäkalien, Dungstoffe und Klärschlamm dürfen nur 

in dichten und verschlossenen Behältern befördert werden. Soweit sie nicht in 
geschlossenen Behältern befördert werden können, ist das Beförderungsgut 
vollständig abzudecken, um Geruchsverbreitung zu verhindern.  

 
§ 13  

Erlaubnisse, Ausnahmen  
 

Der/die Bürgermeister/in kann auf Antrag Ausnahmen von den Bestimmungen dieser 
Verordnung zulassen, wenn die Interessen des Antragstellers die durch die Verordnung 
geschätzten öffentlichen und privaten Interessen im Einzelfall nicht nur geringfügig 
überwiegen. 
 

§ 14  
Ordnungswidrigkeiten  

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

1. die allgemeine Verhaltenspflicht gem. § 2 der Verordnung;  
2. die Schutzpflichten hinsichtlich der Verkehrsflächen und Anlagen gem. § 3 der 

Verordnung;  
3. das Verbot des unbefugten Werbens und Plakatierens gem. § 4 der Verordnung;  
4. die Bestimmungen hinsichtlich der Haltung und Fütterung von Tieren gem. § 5 

der Verordnung;  
5. das Verunreinigungsverbot gem. § 6 der Verordnung;  
6. das Verbot hinsichtlich des Einfüllens, Abstellens und Liegenlassens von Müll 

gem. § 7 der Verordnung;  
7. das Ab- und Aufstellverbot von Verkaufswagen-, Wohnwagen und Zelten gem. § 

8 der Verordnung;  
8. das Verbot der unbefugten Benutzung von Kinderspielplätzen gem. § 9 der 

Verordnung;  
9. die Hausnummerierungspflicht gem. § 10 der Verordnung;  

10. die Duldungspflicht gem. § 11 der Verordnung verletzt.  
(2) Ordnungswidrig gem. § 17 LlmSchG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig die 

Verpflichtung hinsichtlich der Fäkalien-, Dung- und Klärschlammabfuhr gem. § 12 
der Verordnung verletzt. 

(3) Verstöße gegen die Vorschrift dieser Verordnung können mit einer Geldbuße nach 
den Bestimmungen des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWIG) vom 24. Mai 

1968 in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 
602) geahndet werden, soweit sie nicht nach Bundes- oder Landesrecht mit 
Strafen oder Geldbußen bedroht sind.  

 
§ 15  

Inkrafttreten, Aufheben von Vorschriften  
 

Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tage ihrer Verkündung in Kraft.“ 
 
 
 
Sachverhalt: 
Die Leinenpflicht zum Ausführen von Hunden wird in Nordrhein-Westfalen in vielen 
verschiedenen Gesetzen thematisiert. 
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Nach § 2 Abs. 1 Landeshundegesetz NRW (LHundG NRW) sind Hunde so zu 

halten, zu führen und zu beaufsichtigen, dass von ihnen keine Gefahr für Leben oder 

Gesundheit von Menschen oder Tieren ausgeht. (allgemeine Pflichten) 

Nach Abs. 2 sind Hunde an einer zur Vermeidung von Gefahren geeigneten Leine zu 

führen: 

1. in Fußgängerzonen, Haupteinkaufsbereichen und anderen innerörtlichen Bereichen, 
Straßen und Plätzen mit vergleichbarem Publikumsverkehr, 

2. in der Allgemeinheit zugänglichen, umfriedeten Park-, Garten- und Grünanlagen 
einschließlich Kinderspielplätzen mit Ausnahme besonders ausgewiesener 
Hundeauslaufbereiche, 

3. bei öffentlichen Versammlungen, Aufzügen, Volksfesten und sonstigen 
Veranstaltungen mit Menschenansammlungen, 

4. in öffentlichen Gebäuden, Schulen und Kindergärten. 

Die Anleinpflicht für gefährliche Hunde nach § 3, für Hunde der in § 10 Abs. 1 

bestimmten Rassen sowie deren Kreuzungen ist in § 5 Abs. 2 Sätze 1 und 2 geregelt. 

Hiernach sind gefährliche Hunde außerhalb eines befriedeten Besitztums sowie in 

Fluren, Aufzügen, Treppenhäusern und auf Zuwegen von Mehrfamilienhäusern an 

einer zur Vermeidung von Gefahren geeigneten Leine (max. 1,5 m, reißfest) zu führen.  

Im Wald 

Nach § 2 Abs. 3 Satz 2 Landesforstgesetz NRW (LFoG NRW) dürfen Hunde im 

Wald außerhalb von Wegen nur angeleint mitgeführt werden; dies gilt nicht für 

Jagdhunde im Rahmen jagdlicher Tätigkeiten sowie für Polizeihunde. 

Dieser Leinenzwang dient vor allem dem Schutz der Nist-, Brut-, Wohn- und 

Zufluchtstätten wilder Tiere vor Störung, also der Abwehr schädigender Einwirkungen 

auf die Waldfauna. 
Mit der Frage, ob obige Vorschrift im Umkehrschluss bedeutet, dass Hunde auf 

Wegen unangeleint ausgeführt werden dürfen, hat sich das OVG Nordrhein-Westfalen 

mit Beschluss vom 20.07.2012 – 5 A 2601/10 befasst. 

Hiernach wurde festgestellt, dass ein Hund auf Wegen des Waldes unangeleint 

ausgeführt werden darf, sofern der Wald nicht zu einem FFH-Gebiet - in der Regel 

Natur- oder Landschaftsschutzgebiet - gehört (wo die Leinenpflicht gilt, s.u.). 

Naturschutzgebiete 

Gemäß der Ordnungsbehördlichen Verordnungen der Bezirksregierung Köln 
über die Naturschutzgebiete in der Gemeinde Windeck ist es in den 
Naturschutzgebieten verboten, Hunde unangeleint mit sich zu führen oder sie 
außerhalb von Wegen frei laufen zu lassen.  
Zu den Naturschutzgebieten zählen das Elisenthal, das hohe Wäldchen, das 
Rosbachtal, die Siegaue, die Siegschleife bei Dreisel und der Steinbruch in Imhausen. 
In den Naturschutzgebieten herrscht somit eine generelle Anleinpflicht. 
Eine separate, ortsgebundene Vorschrift in der Ordnungsbehördlichen 
Verordnung der Gemeinde Windeck zur Leinenpflicht ist entbehrlich, da die o.g. 
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Spezialvorschriften in Nordrhein-Westfalen die Leinenpflicht für Hunde 
abschließend regeln. 
Die bisherige Regelung hierzu im § 5 Abs. 1 der OBVO vom 12.03.2001 ist daher 
zu streichen. 

 § 5  
 
Tiere  

 
(1) Auf Verkehrsflächen und in Anlagen sind Hunde an der Leine zu führen. Die 

Vorschriften der Landeshundeverordnung (LHV) bleiben unberührt.  
(2) Wer auf Verkehrsflächen oder in Anlagen Tiere, insbesondere Pferde und Hunde, 

mit sich führt, hat die durch die Tiere verursachten Verunreinigungen 
unverzüglich und schadlos zu beseitigen.  

 
(3) Wildlebende Katzen und Tauben dürfen nicht gefüttert werden.  
 

  (4) Von den Regelungen in Absatz 1 und 2 ausgenommen sind Blinde und 
hochgradig                                                                                    Sehbehinderte, die 
Blindenhunde mit sich führen. 
 

Auch ist nach gängiger Rechtsprechung eine kommunale Satzungs- oder 
Verordnungsregelung, wonach ohne Rücksicht auf Art und Größe der Hunderassen 
für das gesamte Gemeindegebiet ohne zeitliche Ausnahme ein genereller 
Leinenzwang besteht, unverhältnismäßig und damit, als Verstoß gegen das 
verfassungsrechtliche Übermaßverbot, unzulässig (OLG Hamm, Beschluss vom 8. 
April 2001 – Az. 5 Ss Owi 1225/00). 

Unter Berücksichtigung der bestehenden Rechtslage zur Leinenpflicht in 
Nordrhein-Westfalen und der gängigen Rechtsprechung wird der § 5 Abs. 1 der 
OBVO entfernt. 
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           Beratungsvorlage für Rat bzw. Ausschüsse der Gemeinde Windeck 
 
 
 Vorlage: 
 

VO/2292/2019  Status: öffentlich 

 Beratungsfolge: 

 

Termin Gremium 
 

18.06.2019 Rat der Gemeinde Windeck 
 

 Fachamt: 0 - Zentrale Dienste 

 Ansprechpartner: Kirchner, Heidi 

 
 
Änderung Stellenplan 2019 
 
Beschlussvorschlag:  
 
„Der als Anlage beigefügte geänderte Stellenplan für das Haushaltsjahr 2019 
wird beschlossen.“ 
  
 
 
Sachverhalt: 
Nach dem Bürgermeisterin Gauß sich von der Organisationsstruktur der Verwaltung 
ein eigenes Bild gemacht hat und dieses Thema auch intensiv im 
Verwaltungsvorstand beraten wurde, haben sich folgende Änderungen für den 
Stellenplan 2019 ergeben: 
 

1. Stellenverzeichnis-Nr. 22561 Referent/in A 13 hD wird auf Teilzeit (60 %) 
reduziert (Stelle kann sowohl mit einem/einer Beamten/Beamtin als auch mit 
einem/einer tariflich Beschäftigten besetzt werden). 
 

2. Der Kw-Vermerk bei Stellenverzeichnis-Nr. 5 „Ratsbüro“ (A 10) entfällt, die 
bisherige Stelleninhaberin hat angekündigt nach Beendigung der Elternzeit 
wieder in Teilzeit arbeiten zu kommen, so dass eine 0.5 Stelle für den Bereich 
„Ratsbüro“ für sie erhalten bleibt.  
 

3. Unter Stellenverzeichnis-Nr. 22913 wird eine neue Stelle Ratsbüro/Vorzimmer 
mit 0,5 Stellenanteilen (EG 9 a) eingerichtet.  
 

Durch diese Umorganisation würden keine Mehrkosten entstehen. 
Eine Abstimmung mit der Kommunalaufsicht ist bereits erfolgt.  
 
Zusätzlich werden im Stellenplan „Nachwuchskräfte“ zwei Stellen für 
Inspektorenanwärter/innen eingerichtet. 
 
Der geänderte Stellenplan ist als Anlage beigefügt. 
 
 
 
 
 

Ö  6Ö  6
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Anlage/n:  
Stellenplan (Änderung 05.06.2019) 
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           Beratungsvorlage für Rat bzw. Ausschüsse der Gemeinde Windeck 
 
 
 Vorlage: 
 

VO/2261/2019  Status: öffentlich 

 Beratungsfolge: 

 

Termin Gremium 
 

18.06.2019 Rat der Gemeinde Windeck 
 

 Fachamt: 0 - Zentrale Dienste 

 Ansprechpartner: Kirchner, Heidi 

 
 
Wahl der/des Beigeordneten 
 
Beschlussvorschlag:  
 
keiner 
 
 
  
 
 
Sachverhalt: 
Die Stelle des/der Beigeordneten wurde gem. Ratsbeschluss vom 18.02.2019 
öffentlich ausgeschrieben. 
Bis zum Bewerbungsschluss am 30.04.2019 gingen 7 Bewerbungen ein, die Kopien 
der Lebensläufe wurden den Mitgliedern des Ältestenrates vorab zur Verfügung 
gestellt. 
In der Sitzung des Ältestenrates am 23.05.2019 wurden dann einvernehmlich alle 7 
Bewerber/innen ausgewählt, die sich am 18.06.2019 den anwesenden Ratsmitgliedern 
in dem nicht öffentlichen Teil der Sitzung des Rates vorstellen. 
Die erforderliche Qualifikation nach § 71 Abs. 3 GO NRW lagen bei allen 
Bewerbern/innen vor. 
 
Gem. § 71 i.V.m § 50 Abs. 2 GO NRW wird der/die Beigeordnete vom Rat gewählt. 
Gewählt ist die vorgeschlagene Person, die mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen 
erhalten hat. 
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